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Abkürzungsverzeichnis 
 

 

Abs. Absatz

AG Aktiengesellschaft

AktG Aktiengesetz

BaFin Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht

BilRUG Bilanzrichtlinie-Umsetzungsgesetz

BKM Bilanzkreismanagement

bzw. beziehungsweise

DRSC Deutsches Rechnungslegunsstandards Committee

DVG Duisburger Verkehrsgesellschaft Aktiengesellschaft, Duisburg

DVV Duisburger Versorgungs- und Verkehrsgesellschaft mit beschränkter 
Haftung, Duisburg

EAT Earnings after tax

EBT Earnings before Taxes

EBIT Earnings before Interests and Taxes

EPEX European Power Exchange

EU Europäische Union

EUR Euro

gem. gemäß

GF Geschäftsführung

GmbH Gesellschaft mit beschränkter Haftung

GO Gemeindeordnung

HA-I Hauptabteilung für Liegenschaften

HGB Handelsgesetzbuch

HRB Handelsregister Abteilung B

i.d.F. in der Fassung

i.Vj. im Vorjahr

KFZ Kraftfahrzeug

KonTraG Gesetz zur Kontrolle und Transparenz

KWK Kraft-Wärme-Kopplung

KWKG Gesetz für die Erhaltung, die Modernisierung und den Ausbau der Kraft-
Wärme-Kopplung

MaRisk Mindestanforderungen an das Risikomanagement

Mio. Millionen

PFM Portfoliomanagement

rd. rund

RLZ Restlaufzeit

rrpEH rhein ruhr partner Gesellschaft für Energiehandel mbH, Duisburg

SWDU Stadtwerke Duisburg Aktiengesellschaft, Duisburg

SWDU EH Stadtwerke Duisburg Energiehandel GmbH

T€ Tausend Euro

u. und

u.a. unter anderem

u.ä. und ähnliche

vgl. vergleiche

z.B. zum Beispiel
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Bilanz 
 

 
 
 
 

Aktiva Anhang 31.12.2017 31.12.2016

Nr. € €

A. Umlaufvermögen

I. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 1

1. Forderungen gegen verbundene Unternehmen 0,00 3.363.550,32

2. sonstige Vermögensgegenstände 977.200,13 110.832,75

977.200,13 3.474.383,07

II. Kassenbestand, Guthaben bei Kreditinstituten und Schecks 2 4.148.666,54 407.880,67

5.125.866,67 3.882.263,74

B. Rechnungsabgrenzungsposten 3 16.189,00 17.723,78

5.142.055,67 3.899.987,52

Passiva Anhang 31.12.2017 31.12.2016

Nr. € €

A. Eigenkapital 4

I. Gezeichnetes Kapital 2.000.000,00 2.000.000,00

II. andere Gew innrücklagen 1.536.571,78 962.032,11

III. Jahresüberschuss 155.109,70 574.539,67

3.691.681,48 3.536.571,78

B. Rückstellungen 5

1. Steuerrückstellungen 0,00 125.702,69

2. sonstige Rückstellungen 93.257,09 111.735,16

93.257,09 237.437,85

C. Verbindlichkeiten 6

1. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 51.904,67 20.008,47

2. Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen 1.304.671,83 96.826,64

3. sonstige Verbindlichkeiten 540,60 9.142,78

1.357.117,10 125.977,89

5.142.055,67 3.899.987,52
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Gewinn- und Verlustrechnung 
 

 

Anhang 2017 2016

Nr. € € € €

1. Umsatzerlöse 7 50.644.311,73 26.536.078,66

2. sonstige betriebliche Erträge 8.560,25 1.480,15

3. Gesamtleistung 50.652.871,98 26.537.558,81

4. Materialaufw and 8

a) Aufw endungen für Roh-, Hilfs- und Betriebs-

    stoffe und für bezogene Waren -46.246.920,98 -21.495.515,80

b) Aufw endungen für bezogene Leistungen -3.254.631,51 -49.501.552,49 -3.388.954,08 -24.884.469,88

5. Personalaufw and 9

a) Löhne, Gehälter und Entgelte -549.989,20 -486.412,06

b) soziale Abgaben und Aufw endungen für

     Altersversorgung und Unterstützung -80.491,37 -630.480,57 -59.854,98 -546.267,04

6. sonstige betriebliche Aufw endungen 10 -286.668,77 -238.475,58

7. Betriebsergebnis vor Finanzergebnis

und Steuern (EBIT) 234.170,15 868.346,31

8. sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 11 2.108,59 2.725,64

9. Zinsen und ähnliche Aufw endungen 12 -49,42 -63,12

10. Betriebsergebnis vor Steuern (EBT) 236.229,32 871.008,83

11. Steuern vom Einkommen und vom Ertrag 13 -80.883,62 -296.326,16

12. Ergebnis nach Steuern 155.345,70 574.682,67

13. sonstige Steuern -236,00 -143,00

14. Jahresüberschuss = Betriebsergebnis (EAT)
155.109,70 574.539,67
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Anhang für das Geschäftsjahr 2017 
 
 

Allgemeine Angaben 
 
Die Gesellschafterversammlung der rhein ruhr Partner Gesellschaft für Energiehandel mbH vom 
20.11.2017 hat die Umfirmierung in die Stadtwerke Duisburg Energiehandel GmbH und die damit 
einhergehende Änderung des Gesellschaftsvertrages in §1 und mit ihr die Änderung der Firma 
sowie §8 (Jahresabschluss) beschlossen. Der Sitz der Gesellschaft ist Duisburg. Das zuständige 
Registergericht ist Duisburg, HRB 8285. 
 
Der vorliegende Jahresabschluss der Stadtwerke Duisburg Energiehandel GmbH (SWDU EH) 
wird nach den maßgeblichen Vorschriften des Handelsgesetzbuches in der Fassung des Bilanz-
richtlinie-Umsetzungsgesetz (BilRUG) und den ergänzenden Bestimmungen des GmbH-Geset-
zes sowie des Gesellschaftsvertrages aufgestellt. Gemäß Gesellschaftsvertrag gelten die Vor-
schriften für große Kapitalgesellschaften. Die Gewinn- und Verlustrechnung ist nach dem Ge-
samtkostenverfahren gegliedert. 
 
 
Bilanzierungs- und Bewertungsgrundsätze 
 
Die Jahresabschlüsse der in den Konzernabschluss einbezogenen Unternehmen wurden nach 
einheitlichen Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden aufgestellt.  
 
Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände sowie Guthaben bei Kreditinstituten 
sind zum Nennwert angesetzt. 
 
Die Rückstellungen sind in Höhe des nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung notwendi-
gen Erfüllungsbetrages passiviert. 
 
Die Verbindlichkeiten sind ebenfalls mit ihrem Erfüllungsbetrag angesetzt. 
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Erläuterungen zur Bilanz 
 
 

1. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 
 

 
 
 

2. Kassenbestand, Guthaben bei Kreditinstituten und Schecks 
 
Die flüssigen Mittel bestehen ausschließlich aus Guthaben bei Kreditinstituten. 
 
 

3. Rechnungsabgrenzungsposten 
 
Der Rechnungsabgrenzungsposten enthält Rechnungen für Leistungen, deren Leistungszeit-
raum bis in das Jahr 2018 andauert und die entsprechend abgegrenzt wurden. 
 
 

4. Eigenkapital 
 
Das gezeichnete Kapital ist voll einbezahlt und mit 2.000.000 € im Handelsregister eingetragen. 
Der Jahresüberschuss 2016 wurde gemäß Gesellschafterbeschluss vom 27.06.2017 in voller 
Höhe von 574.539,67 € in die Gewinnrücklagen eingestellt. 
 
 

5. Rückstellungen 
 
Die sonstigen Rückstellungen betreffen ausschließlich Rückstellungen für ungewisse Verbind-
lichkeiten in Höhe von 93 T€ (i.Vj. 112 T€). Hierzu gehören ausstehende Rechnungen in Höhe 
von 7 T€. Außerdem bestehen Verpflichtungen im Zusammenhang mit dem Jahresabschluss von 
17 T€. Daneben ist eine Rückstellung für nicht genommenen Urlaub in Höhe von 4 T€ gebildet 
worden, eine Rückstellung für Aufbewahrung und Archivierung (4 T€), eine Rückstellung für die 
Haftpflichtversicherung (2 T€), eine Rückstellung für variable Vergütungsbestandteile (2 T€) so-
wie eine Rückstellung für die zu erwartenden Berufsgenossenschaftsbeiträge (2 T€). Für die steu-
erliche Betriebsprüfung besteht eine Rückstellung in Höhe von 18 T€. Weiterhin enthalten ist eine 
Rückstellung für Leistungsprämien/Tantiemen mit einem Volumen von 38 T€.  

Forderungen Gesamt davon RLZ Gesamt davon RLZ

31.12.2017 > 1 Jahr 31.12.2016 > 1 Jahr

€ € € €

Forderungen gegen verbundene
Unternehmen

0,00 0,00 3.363.550,32 0,00

- davon gegen Gesellschafter (0,00) (0,00) (0,00) (0,00)

sonstige Vermögensgegenstände 977.200,13 0,00 110.832,75 0,00

- davon aus Steuern (205.649,51) (0,00) (0,00) (0,00)

977.200,13 0,00 3.474.383,07 0,00
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6. Verbindlichkeiten 
 

 
 
 
  

Geschäftsjahr Gesamt davon RLZ davon RLZ davon RLZ

31.12.2017 < 1 Jahr > 1 Jahr > 5 Jahre

€ € € €

Verbindlichkeiten aus
Lieferungen und Leistungen

51.904,67 51.904,67 0,00 0,00

Verbindlichkeiten gegenüber
verbundenen Unternehmen

1.304.671,83 1.304.671,83 0,00 0,00

- davon gegenüber
  dem Gesellschafter

(594.296,88) (594.296,88) (0,00) (0,00)

sonstige Verbindlichkeiten 540,60 540,60 0,00 0,00

   davon aus Steuern (0,00) (0,00) (0,00) (0,00)

1.357.117,10 1.357.117,10 0,00 0,00

Vorjahr Gesamt davon RLZ davon RLZ davon RLZ

31.12.2016 < 1 Jahr > 1 Jahr > 5 Jahre

€ € € €

Verbindlichkeiten aus
Lieferungen und Leistungen

20.008,47 20.008,47 0,00 0,00

Verbindlichkeiten gegenüber
verbundenen Unternehmen

96.826,64 96.826,64 0,00 0,00

- davon gegenüber dem 
Gesellschafter   

(75.136,66) (75.136,66) (0,00) (0,00)

sonstige Verbindlichkeiten 9.142,78 9.142,78 0,00 0,00

   davon aus Steuern (7.584,85) (7.584,85) (0,00) (0,00)

125.977,89 125.977,89 0,00 0,00
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Erläuterungen zur Gewinn- und Verlustrechnung 
 
 

7. Umsatzerlöse und sonstige betriebliche Erträge 
 
Die gesamten Umsatzerlöse belaufen sich im Geschäftsjahr auf 50.644 T€, gegenüber 26.536 
T€ im Jahr 2016. 
 
Neben Umsätzen aus Dienstleistungen für die Muttergesellschaft Stadtwerke Duisburg Aktienge-
sellschaft (SWDU) in Höhe von 4.213 T€ (i.Vj. 4.958 T€) sowie die Netze Duisburg GmbH in Höhe 
von 53 T€ (i.Vj. 53 T€) in den Bereichen Bilanzkreismanagement, Portfoliomanagement und 
Commodity Trade hat die SWDU EH in 2017 Umsätze aus Stromhandel in einem Gesamtvolu-
men von 44.244 T€ (i.Vj. 21.499 T€) erzielt. Darin enthalten sind auch Umsätze  aus der Ver-
marktung von Erneuerbaren Energien. Die SWDU EH kauft bzw. verkauft  hierzu z.B. die sich 
aufgrund der Kurzfristprognosen des vertrieblichen Absatzes gegen die Langfristbeschaffung er-
gebenen Residualpositionen des Vertriebes und beschafft bzw. vermarktet diese an der Spot-
börse. 
  
Die sonstigen betrieblichen Erträge resultieren aus der Auflösung von Rückstellungen. 
 
 

8. Materialaufwand 
 
Analog zu den Umsatzerlösen steigt der Materialaufwand im Geschäftsjahr 2017 auf insgesamt 
49.502 T€ gegenüber 24.884 T€ im Vorjahr. 
 
Der Materialaufwand des Geschäftsjahres ergibt sich zum Großteil aus Aufwendungen für den 
Strom- und Gasbezug über den Spotmarkthandel in Höhe von 46.245 T€ (i.Vj. 21.495 T€). Die 
Positionen korrespondieren mit den gestiegenen Umsatzerlösen aus dem Spotmarkthandel. 
 
In den Aufwendungen für bezogene Leistungen finden sich 1.788 T€ für die Personalüberlassung 
(i.Vj. 1.622 T€) sowie 1.252 T€ Aufwand für die konzerninterne Produktverrechnung (i.Vj.        
1.422 T€). Die Kosten der Informationsverarbeitung liegen im Berichtsjahr bei 63 T€ gegenüber 
243 T€ in 2016. Aus dem Einsatz von Zeitarbeitskräften resultieren 55 T€ (i.Vj. 71 T€). 
 
 

9. Personalaufwand 
 
Die SWDU EH beschäftigte im Jahr 2017 sechs eigene Mitarbeiter. Dabei handelt es sich um fünf 
kaufmännische Mitarbeiter und einen Geschäftsführer. Darüber hinaus bedient sie sich des Per-
sonals der SWDU sowie der Duisburger Verkehrsgesellschaft Aktiengesellschaft (DVG), welches 
im Rahmen der konzerninternen Arbeitnehmerüberlassung langfristig zur Verfügung steht. 
 
 

10. Sonstige betriebliche Aufwendungen 
 
Für das Geschäftsjahr ergeben sich sonstige betriebliche Aufwendungen in Höhe von 287 T€, 
gegenüber 238 T€ in 2016. 
 
Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen beinhalten unter anderem 38 T€ für die Geschäfts-
führung sowie 121 T€ für Mieten, Pachten, Gebühren und Beiträge. Die Beratungs- und Prüfungs-
leistungen machen 38 T€ aus. Für Marketingmaßnahmen entstand Aufwand in Höhe von 17 T€. 
Weiterhin fielen in 2017 Seminar- und Schulungsgebühren von 25 T€ an. 
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11. Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 
 
Die Zinserträge resultieren aus der Anlage von Tagesgeld im Rahmen des DVV-Cash Poolings. 
 
 

12. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 
 
Die Zinsaufwendungen stehen im Zusammenhang mit der Aufnahme von kurzfristigen Kassenk-
rediten im Rahmen des DVV-Cash Poolings. 
 
 

13. Steuern vom Einkommen und vom Ertrag 
 
Mit 81 T€ belasten Steuern das Betriebsergebnis. 
 
 

Periodenfremdes Ergebnis 
 
In den bilanzierten Erträgen und Aufwendungen des Geschäftsjahres 2017 sind weder perioden-
fremde Erträge noch Aufwendungen enthalten. 
 
 

Sonstige Angaben 
 
 

1. Haftungsverhältnisse und sonstige finanzielle Verpflichtungen 
 
Es bestehen keine Haftungsverhältnisse. 
 
Das Bestellobligo zum 31.12.2017 aus bereits erteilten Aufträgen beträgt 12 T€. Darüber hinaus 
bestehen finanzielle Verpflichtungen aus KFZ-Leasing für 2018 von insgesamt 7 T€. 
 
Aus der konzerninternen Produktverrechnung inklusive Miete ergeben sich finanzielle Verpflich-
tungen für 2018 in Höhe von 1.357 T€. Aus den Personalüberlassungsverträgen bestehen finan-
zielle Verpflichtungen für 2018 in Höhe von 1.779 T€. Das entspricht auch dem Wert über die 
Vertragslaufzeit. Die genannten Verpflichtungen entfallen vollständig auf die verbundenen Unter-
nehmen. 
 
 

2. Mutterunternehmen 
 
Mutterunternehmen der Stadtwerke Duisburg Energiehandel GmbH ist die Stadtwerke Duisburg 
Aktiengesellschaft, Duisburg. Deren Muttergesellschaft ist die Duisburger Versorgungs- und Ver-
kehrsgesellschaft mit beschränkter Haftung, Duisburg (DVV). Der Jahresabschluss der SWDU 
EH ist in den Konzernabschluss der DVV einbezogen. Der Konzernabschluss der DVV wird im 
Bundesanzeiger bekannt gemacht. 
 
 
  



  
Jahresabschluss zum 31.12.2017 und Lagebericht für das Geschäftsjahr 2017 

12 

3. Angabe zu § 6b Energiewirtschaftsgesetz 
 
Gemäß dem Gesetz über die Elektrizitäts- und Gasversorgung (Energiewirtschaftsgesetz – 
EnWG) sind vertikal integrierte Energieversorgungsunternehmen im Sinne des § 3 Nr. 38, ein-
schließlich rechtlich selbstständiger Unternehmen, die zu einer Gruppe verbundener Elektrizitäts- 
oder Gasunternehmen gehören und mittelbar oder unmittelbar Dienstleistungen erbringen, und 
rechtlich selbstständige Netzbetreiber sowie Betreiber von Speicheranlagen in der internen Rech-
nungslegung zur Kontentrennung verpflichtet (buchhalterisches Unbundling). 
 
Die SWDU EH führt lediglich „andere Tätigkeiten innerhalb des Elektrizitätssektors und innerhalb 
des Gassektors“ gemäß § 6b Abs. 3 S. 3 EnWG im Rahmen unmittelbarer und mittelbarer ener-
giespezifischer Dienstleistungen aus, die im Wesentlichen die Bereiche Bilanzkreismanagement, 
Portfoliomanagement und Commodity Trade sowie Stromhandel betreffen. Ein gesonderter Tä-
tigkeitsabschluss für einzelne Tätigkeitsbereiche wird daher nicht aufgestellt. 
 
Geschäfte größeren Umfangs mit verbundenen oder assoziierten Unternehmen im Sinne von § 
271 Abs.2 HGB oder § 311 HGB, sind nach § 6b Abs. 2 EnWG im Anhang anzugeben. Derartige 
Geschäfte haben sich im Berichtsjahr aus der Erbringung von Dienstleistungen in den Bereichen  
Portfoliomanagement (4.213 T€) und Commodity Trade (Strom 25.322 T€; Gas 113 T€) in Höhe 
von zusammen T€ 29.648 an die SWDU ergeben. 
 
Gemäß § 6b Abs. 3 Satz 7 EnWG sind die Regeln, einschließlich der Abschreibungsmethoden 
anzugeben, nach denen die Gegenstände des Aktiv- und Passivvermögens sowie die Aufwen-
dungen und Erträge den gemäß § 6b Abs. 3 Satz 1 bis 4 EnWG geführten Konten zugeordnet 
worden sind. 
 
In der Gewinn- und Verlustrechnung erfolgt im Regelfall eine direkte Zuordnung der Aufwendun-
gen und Erträge auf die verschiedenen Tätigkeiten. Dabei wird in Einzelfällen auch eine Einzel-
postenanalyse durchgeführt. In den Fällen, in denen nur ein mittelbarer Sachbezug zu den ein-
zelnen Tätigkeiten vorliegt oder die weitere Zuordnung der Konten mit unverhältnismäßigem Auf-
wand verbunden wäre, werden Schlüsselungen und Kostenumlagen sachgerecht vorgenommen. 
Als Bezugsgrößen für eine indirekte Zuordnung wird ein Wertmaßstab (Umsatzschlüssel) ver-
wendet.  
 
Bilanziell stehen die jeweiligen segmentbezogenen Dienstleistungen unter einheitlicher Verant-
wortung, so dass in der Bilanz nur ein Gesamtsegment betrachtet wird. 
 
 

4. Mitglieder der Geschäftsführung 
 
Diplom-Kaufmann (FH) Thomas Brauers, Kerken 
Diplom-Physiker Dr. Michael Arnold, Essen 
 
Der Geschäftsführer Thomas Brauers hat von der Gesellschaft keine Bezüge erhalten. Dem Ge-
schäftsführer Dr. Michael Arnold wurden im Berichtsjahr für seine Geschäftsführertätigkeit nach 
Maßgabe von §108 Abs. 1 Nr. 9 GO NRW folgende Gesamtbezüge im Sinne des § 285 Nr. 9 
HGB gewährt. 
 

  

Komponente Bezüge in Euro
erfolgsunabhängig 131.048,04
erfolgsabhängig 12.800,00
Gesamt 143.848,04
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5. Angaben gemäß § 285 Nr. 7 HGB 
 
Die Gesellschaft beschäftigte im Berichtsjahr durchschnittlich 6 Mitarbeiter, von denen fünf im 
kaufmännischen Bereich tätig waren und einer in der Geschäftsführung. 
 
 

6. Angaben gemäß § 285 Nr. 17 HGB 
 
Auf die Angabe des Honorars des Abschlussprüfers wird gemäß § 285 Nr.17 HGB verzichtet. 
Die Angabe erfolgt im Konzernabschluss der DVV. 
 
 

7. Geschäfte mit nahestehenden Personen (§ 285 Nr. 21 HGB) 
 
Mit nahestehenden Personen haben im abgelaufenen Geschäftsjahr 2017 folgende wesentliche 
Geschäftsbeziehungen bestanden: 
 

 
 
 

8. Angaben gemäß § 285 Nr. 29 HGB (Latente Steuern) 
 
Latente Steuern werden mit einem kombinierten Steuersatz von 34,03 % bewertet. 
 
Für die SWDU EH bestehen ausschließlich aktive latente Steuern auf die handels- und steuer-
rechtlich voneinander abweichenden Wertansätze der Rückstellungen. Diese werden aufgrund 
des konzerneinheitlich ausgeübten Wahlrechts gem. § 274 Abs. 1 S. 2 HGB nicht aktiviert. 
 
 

9. Nachtragsbericht nach § 285 Nr. 33 HGB 
 
Nach Abschluss des Geschäftsjahres 2017 sind keine Vorgänge von besonderer Bedeutung 
aufgetreten. 
 
 

10. Gewinnverwendung gemäß § 285 Nr. 34 HGB 
 
Der Ergebnisverwendungsvorschlag der Geschäftsführung sieht vor, den Jahresüberschuss des 
Geschäftsjahres 2017 in Höhe von 155.109,70 € vollständig in die anderen Gewinnrücklagen 
einzustellen. 
 
Der Jahresabschluss wird im Bundesanzeiger bekanntgemacht. 
 
  

Wert des

Geschäftspartner Art des Geschäfts Geschäfts in T€

Erbrachte Leistungen:
Mutterunternehmen Erbringung von Dienstleistungen 29.648
Verbundene Unternehmen Erbringung von Dienstleistungen 175

Bezogene Leistungen:
Mutterunternehmen Bezug von Fremd- und Dienstleistungen 24.675
Verbundene Unternehmen Bezug von Fremd- und Dienstleistungen 1.673
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Duisburg, den 28. Februar 2018 
 
Stadtwerke Duisburg Energiehandel GmbH 
 
 
 
 
 
Thomas Brauers Dr. Michael Arnold 
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Lagebericht der Geschäftsführung 
 
 

Grundlagen der Gesellschaft 
 
Die Stadtwerke Duisburg Energiehandel GmbH (SWDU EH), ein Tochterunternehmen der Stadt-
werke Duisburg AG, hat ihren Geschäftsbetrieb mit Beginn des Geschäftsjahres 2008 aufgenom-
men und ist seitdem in erster Linie als Energiehandelsdienstleister für die Stadtwerke Duisburg 
AG tätig. 
 
Gegenstand des Unternehmens ist der Handel mit Energie und Brennstoffen sowie die Erbrin-
gung damit unmittelbar zusammenhängender Dienstleistungen sowie die Erbringung von Dienst-
leistungen gegenüber den Gesellschaftern. 
 
 

Wirtschaftsbericht 
 
 

1. Wirtschaftliche Rahmenbedingungen 
 

1.1. Gesamtwirtschaftliche Entwicklung 
 
Die deutsche Wirtschaft befindet sich in einem kräftigen konjunkturellen Aufschwung. Das Brut-
toinlandsprodukt steigt im Jahr 2017 preisbereinigt um 2,2 %. Die gute gesamtwirtschaftliche 
Lage zeigt sich insbesondere am Arbeitsmarkt. Die Zahl der Erwerbstätigen liegt 2017 nach vor-
läufigen Angaben des Statistischen Bundesamtes bei rund 44,3 Millionen und damit auf einem 
neuen Höchststand. Die Arbeitslosenquote erreicht im Jahr 2017 den niedrigsten Stand seit über 
25 Jahren. 1 
 
Die Statistik der Bundesagentur für Arbeit zeigt zum 31.12.2017 eine Arbeitslosenquote für Nord-
rhein-Westfalen in Höhe von 7,6 % und damit im Vergleich zum Vorjahr (8,1 %) eine positive 
Entwicklung. Die Arbeitslosenquote der Stadt Duisburg für das Jahr 2017 hat sich gleichfalls im 
Vergleich zum Vorjahr (13,9 %) verbessert und liegt bei 12,9 %. 
 
Die demografische Entwicklung geht einher mit einem sinkenden Erwerbspersonenpotenzial und 
– infolge der Alterung der Bevölkerung – steigenden Ausgaben insbesondere für Alterssicherung, 
Gesundheit und Pflege. Langfristig ist deswegen eine Belastung für Wirtschaftswachstum und 
öffentliche Haushalte sowie die umlagefinanzierten sozialen Sicherungssysteme zu erwarten. 
Auch hat der Anpassungsdruck durch die Digitalisierung in den vergangenen Jahren weiter zu-
genommen. Die Digitalisierung erschließt neue Geschäftsmodelle mit großem Wertschöpfungs-
potenzial, aber verändert zugleich traditionelle Arbeitsformen und Wirtschaftszweige.  
 
Die öffentlichen Finanzen haben sich stetig verbessert. Schwerpunktbereiche der öffentlichen 
Investitionen sind die Verkehrsinfrastruktur, die Flankierung des Breitbandausbaus, die Mikro-
elektronik, die Entwicklung der Elektromobilität, Förderungen von Energieeffizienzmaßnahmen 
für Gebäude und die Förderung des sozialen Wohnungsbaus. 2 
 
Laut dem Konjunkturbericht der Niederrheinischen Industrie- und Handelskammer aus Herbst 
2017 zeigen sich die Unternehmen am Niederrhein im Herbst 2017 überwiegend zufrieden mit 
ihrer Geschäftslage. Damit hält der positive Trend aus dem Frühsommer an. Den kommenden 
Monaten blicken die Unternehmen ungebrochen optimistisch entgegen: 24 % der Unternehmen 

                                                
1 Quelle: Bundesministerium für Wirtschaft und Energie, Jahreswirtschaftsbericht 2018 

2 Quelle: ebd. 
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erwarten, dass sich die Lage zukünftig verbessern wird (Frühsommerumfrage: 22 %), dagegen 
erwarten nur 10 % eine Verschlechterung (Frühsommerumfrage: 8 %). Rund zwei Drittel aller 
Unternehmen gehen von einer stabilen Entwicklung aus, in der Industrie sind es sogar drei Vier-
tel. Nach dem Beschluss der Briten, aus der EU auszutreten, fürchten sich viele der produzieren-
den Betriebe um die Zukunft einer ihrer wichtigsten europäischen Märkte. 
 
 

1.2. Branchenentwicklung 
 
Die deutsche Energiewirtschaft wird weiterhin stark von regulatorischen Einflüssen, der Energie-
wende sowie der Entwicklung auf den globalen Commodity-Märkten geprägt. 
 
Auch in 2017 blieben die Commodity-Märkte volatil. Insgesamt setzte sich die Preiserholung auch 
in 2017 fort, was insbesondere bei Kohle, CO2 und Strom zu beobachten war. Die Gaspreise 
entwickelten sich unter Schwankungen nur leicht aufwärts. Insgesamt lässt sich die Entwicklung 
auf die grundsätzlich positive weltweite Konjunkturstimmung zurückführen. 
 
Für Kraftwerksbetreiber stellen die Preisentwicklungen und Rahmenbedingungen grundsätzlich 
weiterhin große Herausforderungen dar. Während die Kraftwerks-Spreads für Kohlekraftwerke 
im Jahresverlauf nur leicht schwankten, verbesserten sich die Spreads für die Vermarktung von 
Gaskraftwerken deutlich, liegen aber weiterhin nur an der Schwelle bzw. leicht im positiven Be-
reich. Ein wirtschaftlicher Betrieb von Gaskraftwerken ist daher weiterhin häufig nur in Verbindung 
mit der Wärmeerzeugung möglich. 
 
Die SWDU EH als Tochtergesellschaft der Stadtwerke Duisburg AG stellt sich diesen veränderten 
Rahmenbedingungen und schafft die Voraussetzungen für die Bewirtschaftung der Vertriebs-
Portfolien sowie für eine optimierte Vermarktung von Strom aus den Kraftwerken der Stadtwerke 
Duisburg AG. 
 
 

1.3. Umsatz 
 
Neben Umsätzen aus Dienstleistungen für die Muttergesellschaft Stadtwerke Duisburg AG sowie 
die Netze Duisburg GmbH in den Bereichen Bilanzkreismanagement, Portfoliomanagement und 
Commodity Trade erzielt die SWDU EH in 2017 im Wesentlichen Umsätze aus Stromhandel an 
der EPEX (Spotmarkt). Die SWDU EH geht dabei keine eigenen Handelspositionen ein, sondern 
stellt lediglich die offenen Positionen über den Spotmarkt, im Wesentlichen über die EPEX, glatt. 
Insgesamt hat die Gesellschaft im Jahr 2017 für 41,72 Mio. € Strom über den Spotmarkt verkauft 
und bezogen. 
 
 

1.4. Investitionen 
 
Im Geschäftsjahr 2017 hat die SWDU EH planmäßig keine Investitionen getätigt. Das für den 
Geschäftsbetrieb notwendige Anlagevermögen wird von der Muttergesellschaft Stadtwerke Du-
isburg AG aufgrund vertraglicher Vereinbarungen entgeltlich zur Verfügung gestellt. 
 
 

1.5. Finanzierung 
 
Die SWDU EH hat im abgelaufenen Geschäftsjahr überwiegend im Auftrag und im Namen der 
Stadtwerke Duisburg AG Handelsgeschäfte ausgeübt. 
 



  
Jahresabschluss zum 31.12.2017 und Lagebericht für das Geschäftsjahr 2017 

17 

Auf eigenen Namen und Rechnung werden zur Glattstellung im Wesentlichen von Strom-Positi-
onen der Stadtwerke Duisburg AG Spotgeschäfte an der EPEX genutzt. Die Finanzierung dieser 
Geschäfte erfolgt vollständig durch Eigenmittel. 
 
Zwischen der SWDU EH und der DVV besteht ein Cash Pooling-Vertrag. Die SWDU EH führt 
Zahlungsmittelüberschüsse an die DVV ab. Auf der Gegenseite stellt die DVV der SWDU EH 
liquide Mittel zwecks Regulierung ihrer kurzfristigen finanziellen Verpflichtungen zur Verfügung. 
Die Zahlungsmittel werden zwischen den Gesellschaften marktüblich verzinst. Die SWDU EH hat 
einen Kreditrahmen von 2.500 T€. 
 
Die SWDU EH ist damit im laufenden Geschäftsjahr zu jedem Zeitpunkt in der Lage gewesen 
ihren finanziellen Verpflichtungen nachzukommen. 
 
 

1.6. Beschaffung 
 
Die SWDU EH tätigt in 2017 im Energiehandel Beschaffungs- und Verkaufsgeschäfte und not-
wendige Nebengeschäfte im Namen und Rechnung ihrer Kunden sowie auf eigenen Namen und 
Rechnung.  
 
Für die sonstigen Einkaufsaktivitäten bedient sich die SWDU EH der Einkaufsabteilung im Kon-
zernverbund. 
 
 

1.7. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
 
Die SWDU EH hat derzeit 6 eigene Mitarbeiter. Dabei handelt es sich um 5 kaufmännische Mit-
arbeiter und einen Geschäftsführer. Sie bedient sich ansonsten des Personals der Stadtwerke 
Duisburg AG sowie der Duisburger Verkehrsgesellschaft AG, welches im Rahmen der konzern-
internen Arbeitnehmerüberlassung langfristig zur Verfügung steht. 
 
 

2. Lage 
 

2.1. Ertragslage 
 
Die Ertragslage entwickelt sich relativ stabil. Die gestiegenen Umsatzerlöse korrespondieren mit 
dem ebenfalls gestiegenen Materialaufwand. Der Anstieg von Umsatzerlösen und Materialauf-
wand resultiert u.a. daraus, dass das Preisniveau für Stromprodukte deutlich angestiegen ist und 
größere Energiemengen an der EPEX bezogen bzw. vermarktet wurden. 
 
Die Personalaufwendungen des Jahres 2017 stiegen aufgrund einer höheren Anzahl an Mitar-
beitern gegenüber 2016 an. 
 
Mit Beginn des Geschäftsjahres 2017 wurde ein neuer Geschäftsbesorgungsvertrag zwischen 
der SWDU EH und der Stadtwerke Duisburg AG abgeschlossen. Der neue Geschäftsbesor-
gungsvertrag deckt das aktuelle Leistungsspektrum ab und ermöglicht die flexible Anpassung an 
das tatsächlich erbrachte Leistungsniveau. Der Geschäftsbesorgungsvertrag berücksichtigt bei 
Erreichung der wirtschaftlichen Ziele ebenfalls eine Bonusregelung. Als zentrales Steuerungsele-
ment der SWDU EH dient der durch die Gesellschafterversammlung genehmigte Wirtschaftsplan. 
Die Zielerreichung wird durch einen permanenten Soll-/Ist-Vergleich innerhalb des SAP-Systems 
sowie eine manuelle Forecast-Betrachtung überwacht. Es ergibt sich für das Berichtsjahr eine 
Ergebnisverbesserung EBT (236 T€) gegenüber der Planung (148 T€) von 88 T€. 
 
Die Zusammensetzung des Jahresergebnisses ergibt sich aus der nachfolgenden Ergebnisrech-
nung. 
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2.2. Vermögenslage 
 
Die SWDU EH besitzt auch in 2017 kein Anlage- und Vorratsvermögen. Die wesentlichen Posten 
der Aktivseite der Bilanz sind damit die liquiden Mittel sowie Forderungen und sonstige Vermö-
gensgegenstände, die mit dem größten Posten auf der Passivseite, dem Eigenkapital korrespon-
dieren. 
 
Die Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen resultieren aus dem Leistungsaus-
tausch im Konzernverbund sowie aus der Aufnahme von Kassenkrediten bei der DVV im Rahmen 
des konzernweiten Cash Poolings. Die Aufnahme der Kassenkredite sowie der hohe Bestand an 
liquiden Mittel dienen der Absicherung des Clearing-Kontos für die EPEX, um über den Jahres-
wechsel die jederzeitige Handlungsfähigkeit zu gewährleisten. 
 
Die Eigenkapitalquote reduzierte sich auf Grund der gestiegenen Verbindlichkeiten auf 71,8 %, 
verblieb damit aber weiterhin auf einem hohen Niveau. Insgesamt liegt die Bilanzsumme bei 
5.142 T€. 
 
In der folgenden Bilanzübersicht zur Vermögenslage sind einzelne Posten nach wirtschaftlichen 
und finanziellen Gesichtspunkten zusammengefasst: 
  

2017 2016 Veränderung

€ % € % €

Umsatzerlöse 50.644.311,73 99,98 26.536.078,66 99,99 24.108.233,07

sonstige betriebliche Erträge 8.560,25 0,02 1.480,15 0,01 7.080,10

Betriebsleistung 50.652.871,98 100,00 26.537.558,81 100,00 24.115.313,17

Materialaufwand

a) Aufw endungen für Roh-, Hilfs- und

Betriebsstoffe und für bezogene Waren
-46.246.920,98 91,73 -21.495.515,80 83,74 -24.751.405,18

b)  Aufw endungen für bezogeneLeistungen -3.254.631,51 6,46 -3.388.954,08 13,20 134.322,57

Personalaufwand

a) Löhne, Gehälter und Entgelte -549.989,20 1,09 -486.412,06 1,89 -63.577,14

b)

soziale Abgaben und Aufw endungen

für Altersversorgung und für die

Unterstützung

-80.491,37 0,16 -59.854,98 0,23 -20.636,39

- davon für Altersversorgung

  T€ 5 (i. Vj. T€ 1)

sonstige betriebliche Aufw endungen -286.668,77 0,57 -238.475,58 0,93 -48.193,19

Aufwendungen für die Betriebsleistungen -50.418.701,83 99,54 -25.669.212,50 96,73 -24.749.489,33

Betriebsergebnis 234.170,15 0,46 868.346,31 3,27 -634.176,16

Finanzergebnis 2.059,17 0,00 2.662,52 0,01 -603,35

Betriebsergebnis vor Steuern (EBT) 236.229,32 0,47 871.008,83 3,28 -634.779,51

Steuern

a) Steuern vom Einkommen und Ertrag -80.883,62 0,16 -296.326,16 1,12 215.442,54

b) Sonstige Steuern -236,00 0,00 -143,00 0,00 -93,00

Jahresüberschuss 155.109,70 0,31 574.539,67 2,17 -419.429,97
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2.3. Finanzlage 
 
Der Cash Flow des Geschäftsjahres 2017 wird in Anlehnung an den DRS 21 „Kapitalflussrech-
nung“ ermittelt und stellt sich wie folgt dar: 
 

 
 
Das Finanzmanagement der DVV verfolgt das Ziel, die Fähigkeit zur Erfüllung ihrer Zahlungsver-
pflichtungen jederzeit sicherzustellen. Daneben zählen zu den übergeordneten Zielen des Fi-
nanzmanagements die Finanzierung unternehmerischer Aktivitäten, das Management finanziel-
ler Risiken - insbesondere Liquiditätsrisiken, Marktpreisrisiken und Adressenausfallrisiken, eine 
kosten- und risikooptimierte Finanzmittelbeschaffung und –anlage sowie die Optimierung des 
Zinsergebnisses. 
 

31.12.2017 31.12.2016 Veränderung

€ % € % €

Aktiva

Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 977.200,13 19,00 3.474.383,07 89,09 -2.497.182,94

Liquide Mittel 4.148.666,54 80,68 407.880,67 10,46 3.740.785,87

Rechnungsabgrenzungsposten 16.189,00 0,31 17.723,78 0,45 -1.534,78

Summe Aktiva 5.142.055,67 100,00 3.899.987,52 100,00 1.242.068,15

Passiva

Eigenkapital 3.691.681,48 71,79 3.536.571,78 90,68 155.109,70

Rückstellungen 93.257,09 1,81 237.437,85 6,09 -144.180,76

Verbindlichkeiten 1.357.117,10 26,39 125.977,89 3,23 1.231.139,21

Summe Passiva 5.142.055,67 100,00 3.899.987,52 100,00 1.242.068,15

2017 2016

T€ T€

Jahresüberschuss/-fehlbetrag 155 575

+/- Zu-/Abnahme der Rückstellungen -18 -169

-/+ Zu-/Abnahme der Forderungen aus LuL
sowie anderer Aktiva -738 1.480

+/- Zu-/Abnahme der Verbindlichkeiten aus LuL
sowie anderer Passiva 492 106

+/- Zinsaufwendungen/Zinserträge -2 -3

+/- Ertragsteueraufwand/-ertrag 81 296

-/+ Ertragsteuerzahlungen -350 -138

Cash Flow aus dem operativen Bereich -380 2.147

+ Erhaltene Zinsen 2 3

Cash Flow aus der Investitionstätigkeit 2 3

- Geleistete Zinsen 0 0

Cash Flow aus der Finanzierungstätigkeit 0 0

Veränderung des Finanzmittelfonds -378 2.150

Finanzmittelfond am Anfang der Periode 3.788 1.638

Finanzmittelfond am Ende der Periode 3.410 3.788



  
Jahresabschluss zum 31.12.2017 und Lagebericht für das Geschäftsjahr 2017 

20 

Die allgemeinen Rahmenbedingungen des Geschäftsjahres haben keine negativen Einflüsse auf 
die Liquiditätslage der Gesellschaft und die Refinanzierungsmöglichkeiten erkennen lassen, so 
dass die Fähigkeit zur Erfüllung der Zahlungsverpflichtungen jederzeit vorhanden war. 
 
Unter Einbeziehung der im Rahmen des Cash-Managements bei Konzernunternehmen kurzfris-
tig angelegten liquiden Mittel ergibt sich nachstehender Finanzmittelfonds: 
 
 

 
 
 

Chancen- und Risikobericht 
 
Die SWDU EH versteht das Risikomanagement als einen bedeutenden Baustein des Manage-
mentsystems, mit der Zielsetzung den Unternehmenserfolg und die Unternehmensziele langfris-
tig zu sichern. Die SWDU EH als Tochtergesellschaft der Stadtwerke Duisburg AG, ist unmittelbar 
in das konzernweite Risikomanagementsystem der Duisburger Versorgungs- und Verkehrsge-
sellschaft mbH eingebunden. Das Risikomanagement des DVV-Konzerns steht dabei im Einklang 
mit den Regelungen des Gesetzes zur Kontrolle und Transparenz (KonTraG). 
 
Aufgrund der hohen Bedeutung des Energiehandels im Konzern sind neben den generellen Risi-
komanagementprozessen auch bereichsspezifische Strukturen aufgebaut worden. Zwar unterlie-
gen die von der SWDU EH im Namen und auf Rechnung der SWDU betriebenen Handelsge-
schäfte nicht der Aufsichtspflicht der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin), je-
doch werden die Mindestanforderungen an das Risikomanagement (MaRisk) als Leitlinien ver-
standen, so dass sich Strukturen und Prozesse sehr stark an diese Vorgaben anlehnen. 
 
Der Geschäftsführung obliegt die Sicherung und Überwachung der definierten Ziele, Limits und 
Risikokennzahlen. Die unterstellten Bereiche berichten der Geschäftsführung regelmäßig. Die 
Geschäftsführung entscheidet über die Struktur, Vorgaben und Strategien für das Risikomanage-
ment und der entsprechenden Einhaltung. 
 
Die wesentlichen Risikoelemente an den Energiemärkten sind unvorhersehbare Preisschwan-
kungen sowie das Adressenausfallrisiko bei steigendem Wettbewerb und einer Vielzahl von An-
bietern/Nachfragenden am Energiemarkt. 
 
Das Risikomanagement hat daher die Aufgabe, diese Risiken durch geeignete Methoden und 
Instrumente zu begrenzen und somit den langfristigen Unternehmenserfolg der SWDU EH zu 
sichern.  
 
In 2017 erbrachte die SWDU EH überwiegend Tätigkeiten für die SWDU. Die SWDU EH schließt 
Energiehandelsgeschäfte auf Namen und Rechnung der SWDU ab, so dass Markt- und Ausfall-
risiken vollständig bei der SWDU verbleiben. Für die SWDU EH haben aus dieser Tätigkeit im 
abgeschlossenen Geschäftsjahr lediglich operationelle Risiken bestanden. Die SWDU EH hat 
zudem Geschäfte am Spotmarkt auf eigenen Namen und Rechnung getätigt. Aufgrund der Kurz-
fristigkeit der Spotgeschäfte und der Abwicklung an der EPEX sind die Markt- und Ausfallrisiken 
aus dieser Geschäftstätigkeit begrenzt. Gleichwohl werden Risiken vom Risikocontrolling der 
SWDU EH überwacht und im Rahmen des konzernweiten Risikomanagements in einer Risk-Map 
erfasst. 
 

2017 2016

T€ T€

Kassenbestand, Guthaben bei Kreditinstituten und Schecks 4.149 408

Cash-Pooling mit DVV -739 3.380

Finanzmittelfond 3.410 3.788
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Risiken, welche den Bestand unserer Gesellschaft gefährden, sind derzeit nicht bekannt oder 
erkennbar. 
 
Das Geschäftsmodell der SWDU EH ist derzeit darauf ausgerichtet, Leistungen für die Gesell-
schafterin Stadtwerke Duisburg AG zu erbringen. Darüber hinaus werden die aktuellen Trends 
zur Digitalisierung aber auch als Chance gesehen, um neue Produkte für SWDU aber auch für 
weitere Kunden zu entwickeln.  
 
 

Ausblick und Prognosebericht 
 
Die in 2017 mit Blick auf das sich wandelnde Marktumfeld maßgeblich vorangetriebene Weiter-
entwicklung der geschäftlichen Aktivitäten wird in 2018 fortgesetzt. Im Rahmen der kontinuierli-
chen Weiterentwicklungen werden dabei auch bestehende Strukturen und Prozesse hinterfragt 
und mögliche Optimierungen im Kontext mit der Konzernentwicklung diskutiert. 
 
In 2018 beginnt ein Projekt zur Einführung eines neuen Energiehandelssystems. Die Projekt-
struktur ist so ausgelegt, das Risiken minimiert werden, Chancen im Form von Prozessverbesse-
rungen und Automatisierung jedoch in hohem Maße gehoben werden können.  
 
Darüber hinaus werden in 2017 aktuelle Markttrends zur Digitalisierung und Automatisierung auf-
genommen sowie die Vermarktungsmöglichkeiten von Flexibilität ausgebaut. Mit einem Spot-
markt-Zugang zur Gasbörse PEGAS sowie zur EXAA wird die bereits langjährig genutzte Exper-
tise zur Portfoliobewirtschaftung auf weitere Marktplätze erweitert. 
 
Gemäß dem Vorsichtsprinzip wurde in der Mittelfristplanung ein pessimistisches Planungsszena-
rio verwendet, welches potentielle regulatorische Eingriffe soweit bekannt berücksichtigt. Mit der 
SWDU wurde ein leistungs- und aufwandsbezogenes Vergütungsmodell vereinbart, das auch für 
die Zukunft eine positive Ertragslage erwarten lässt. In der derzeitigen Mittelfristplanung wird für 
2018 ein Ergebnis vor Steuern (EBT) in Höhe von rd. 130 T€ und in 2019 ein Ergebnis vor Steuern 
von rd. 137 T€ erwartet. 
 
Die Finanz- und Vermögenslage wird sich 2018 entsprechend stabil entwickeln. 
 
Insgesamt ist zu berücksichtigen, dass mit der gewählten Geschäftsstrategie der SWDU EH, bei 
welcher Dienstleistungen in Form von Beschaffungs- und Vermarktungsgeschäften überwiegend 
im Namen und auf Rechnung der Stadtwerke Duisburg AG erbracht werden, die positiven Effekte 
aus den Handelsgeschäften weiterhin in der Stadtwerke Duisburg AG ausgewiesen werden. 
 
 
Duisburg, den 28. Februar 2018 
 
Stadtwerke Duisburg Energiehandel GmbH 
 
 
 
 
 
 
Thomas Brauers Dr. Michael Arnold 
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Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers

An die Stadtwerke Duisburg Energiehandel GmbH, Duisburg

Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung so-
wie Anhang - unter Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht der Stadtwerke
Duisburg Energiehandel GmbH für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2017 bis 31. Dezem-
ber 2017 geprüft. Nach § 6b Abs. 5 EnWG umfasste die Prüfung auch die Einhaltung der
Pflichten zur Rechnungslegung nach § 6b Abs. 3 EnWG, wonach für die Tätigkeiten nach
§ 6b Abs. 3 EnWG getrennte Konten zu führen sind. Die Buchführung und die Aufstellung
von Jahresabschluss und Lagebericht nach den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften
und den ergänzenden Bestimmungen des Gesellschaftsvertrages sowie die Einhaltung der
Pflichten nach § 6b Abs. 3 EnWG liegen in der Verantwortung der gesetzlichen Vertreter der
Gesellschaft. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung
eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung und über
den Lagebericht sowie über die Einhaltung der Pflichten zur Rechnungslegung nach § 6b
Abs. 3 EnWG abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB unter Beachtung der vom Insti-
tut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Ab-
schlussprüfung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen,
dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch den Jahresab-
schluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und durch den La-
gebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswir-
ken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden und dass mit hinreichender Sicherheit be-
urteilt werden kann, ob die Pflichten zur Rechnungslegung nach § 6b Abs. 3 EnWG in allen
wesentlichen Belangen erfüllt sind. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden die
Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld
der Gesellschaft sowie die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen
der Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsys-
tems sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht
sowie für die Einhaltung der Pflichten zur Rechnungslegung nach § 6b Abs. 3 EnWG über-
wiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der
angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen Einschätzungen der gesetzli-
chen Vertreter sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des
Lageberichts sowie die Beurteilung, ob die Wertansätze und die Zuordnung der Konten nach





 

Stand: 31. Oktober 2016 

 

A l l g e m e i n e   A u f t r a g s b e d i n g u n g e n  
P K F   F A S S E L T   S C H L A G E   Partnerschaft mbB 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Steuerberatungsgesellschaft Rechtsanwälte 

I. Auftrags- und tätigkeitsübergreifende Regelungen 

1. Geltungsbereich/Anzuwendendes Recht 

1.1. Die nachfolgenden Auftragsbedingungen gelten für alle und unabhängig 
von ihrer Form geschlossenen Vereinbarungen zwischen der PKF 
FASSELT SCHLAGE Partnerschaft mbB Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Steuerberatungsgesellschaft Rechtsanwälte (nachstehend als PKF be-
zeichnet) und ihren Auftraggebern, die insbesondere eine prüfende oder 
beratende Tätigkeit durch PKF vorsehen, und soweit nicht etwas anderes 
ausdrücklich schriftlich vereinbart oder gesetzlich zwingend vorgeschrie-
ben ist. 

1.2. Werden im Einzelfall ausnahmsweise vertragliche Beziehungen auch zwi-
schen PKF und anderen Personen als dem Auftraggeber begründet, so 
gelten auch gegenüber solchen Dritten die Bestimmungen der nachste-
henden Haftungsbegrenzung in Nr. 12., 14. und 16. 

1.3. Allgemeine Geschäftsbedingungen der Auftraggeber finden unabhängig 
davon, ob der Auftraggeber der Geltung konkurrierender Regelungen in 
diesen Allgemeinen Auftragsbedingungen widerspricht, insgesamt keine 
Anwendung.  

1.4. Für den Auftrag, seine Durchführung und alle mit dem Auftrag im Zu-
sammenhang stehenden Ansprüche gilt ausschließlich deutsches Recht.  

1.5. Zuständig für Streitigkeiten aus dem Auftragsverhältnis ist das für den je-
weiligen Ort der Niederlassung von PKF, mit der das Auftragsverhältnis 
begründet wurde, zuständige Gericht.  

2. Umfang und Inhalt des Auftrages 

2.1. Gegenstand des Auftrages ist die vereinbarte Leistung, nicht ein be-
stimmter wirtschaftlicher Erfolg. 

2.2. Der Auftrag und seine jeweiligen Tätigkeiten werden nach den Grundsät-
zen ordnungsmäßiger Berufsausübung und unter Einhaltung der jeweils 
maßgeblichen berufsrechtlichen Vorgaben für Wirtschaftsprüfer, Steuer-
berater und Rechtsanwälte ausgeführt.   

2.3. Im Zweifel unterteilt sich der Auftrag in die von ihm betroffenen Tätigkei-
ten der gesetzlichen Abschlussprüfung, der rechtlichen Beratung und der 
sonstigen Leistungen, zu denen insbesondere auch Steuerberatung, frei-
willige Abschlussprüfung und weitere sonstige Leistungen (z. B. betriebs-
wirtschaftliche und IT-Beratung, Gutachtertätigkeit) zählen. Die Berück-
sichtigung ausländischen Rechts bedarf der ausdrücklichen schrif tlichen 
Vereinbarung. 

2.4. Ändert sich nach Abgabe der abschließenden beruflichen Äußerung die 
Rechtslage, z. B. durch Änderung der gesetzlichen Vorschriften oder der 
Rechtsprechung, ist PKF nicht verpflichtet, den Auftraggeber auf Ände-
rungen oder sich daraus ergebende Folgerungen hinzuweisen. 

2.5. Bei etwaigen Mängeln stehen dem Auftraggeber die gesetzlichen Ansprü-
che mit der Maßgabe zu, dass die Ansprüche, die nicht auf einer vorsätz-
lichen Handlung beruhen, nach Ablauf eines Jahres ab dem gesetzlichen 
Verjährungsbeginn verjähren.  

2.6. Offenbare Unrichtigkeiten, wie z. B. Schreibfehler, Rechenfehler und for-
melle Mängel, die in einer beruflichen Äußerung von PKF enthalten sind, 
können von PKF auch Dritten gegenüber berichtigt werden. Unrichtigkei-
ten, die geeignet sind, in der beruflichen Äußerung von PKF enthaltene 
Ergebnisse in Frage zu stellen, berechtigen PKF, die Äußerungen auch 
Dritten gegenüber zurückzunehmen.   

2.7. Im Übrigen gelten für Umfang und Inhalt des Auftrages und seine Teilleis-
tungen je nach Art der Tätigkeit die tätigkeitsbezogenen Regelungen ge-
mäß den nachfolgenden Ziffern II., III. und IV. 

3. Vergütung 

3.1. Die Höhe der Vergütung bestimmt sich nach der individuell vereinbarten 
Höhe zuzüglich Auslagen und gesetzlicher Umsatzsteuer und ist 14 Tage 
nach Erhalt der Rechnung fällig. 

3.2. Mehrere Auftraggeber haften als Gesamtschuldner. 
3.3. Die Auslagen umfassen insbesondere Verpflegungsmehraufwendungen 

in steuerlich anerkannter Höhe sowie Reise- und Übernachtungskosten.  
3.4. Wurde statt einer Vergütung nach Zeitaufwand eine Pauschalvergütung 

vereinbart und beruht diese ausdrücklich auf einer Schätzung des Ar-
beitsaufwands, wird PKF den Auftraggeber informieren, wenn es aufgrund 
nicht vorhersehbarer Umstände im Bereich des Auftraggebers zu einer 
wesentlichen Unter- oder Überschreitung kommt. PKF und der Auftragge-
ber werden dann gemeinsam die Pauschalvergütung nach dem Minder- 
oder Mehraufwand entsprechend anpassen.  

3.5. PKF kann angemessene Vorschüsse auf Vergütung und Auslagenersatz 
verlangen sowie die Auslieferung seiner Leistung von der vollen Befriedi-
gung seiner Ansprüche abhängig machen. PKF ist ferner berechtigt Tei l-
leistungen, auch bei Prüfungsaufträgen, abzurechnen. 

3.6. Eine Aufrechnung gegen Forderungen von PKF auf Vergütung und Aus-
lagenersatz ist nur mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten 
Forderungen zulässig. 

4. Pflichten des Auftraggebers 

4.1. Der Auftraggeber steht dafür ein, dass alles unterlassen wird, was die 
Unabhängigkeit der Mitarbeiter von PKF gefährden könnte. Dies gilt ins-
besondere für Angebote auf Anstellung und für Angebote, Aufträge auf 
eigene Rechnung zu übernehmen. 

4.2. Der Auftraggeber hat dafür zu sorgen, dass PKF auch ohne besondere 
Aufforderung alle für die Ausführung des Auftrages notwendigen Unterla-
gen rechtzeitig vorgelegt werden und PKF von allen Vorgängen und Um-
ständen Kenntnis gegeben wird, die für die Ausführung des Auftrages von 
Bedeutung sein können. Dies gilt auch für die Unterlagen, Vorgänge und 
Umstände, die erst während der Tätigkeit bekannt werden.  

4.3. Auf Verlangen von PKF hat der Auftraggeber die Vollständigkeit der vor-
gelegten Unterlagen und der gegebenen Auskünfte und Erklärungen in 
einer von PKF formulierten schriftlichen Erklärung zu bestätigen. 

4.4. Kommt der Auftraggeber mit der Annahme der von PKF angebotenen 
Leistung in Verzug oder unterlässt der Auftraggeber eine ihm nach Nr. 4 

oder sonst obliegende Mitwirkung, so ist PKF nach Ablauf einer ange-
messenen Frist zur fristlosen Kündigung des Vertrages berechtigt, sofern 
der Kündigung keine gesetzlichen Bestimmungen entgegenstehen. Unbe-
rührt bleiben der bis zur Kündigung entstandene Vergütungsanspruch 
sowie die Ansprüche auf Ersatz der ihr durch den Verzug oder die unter-
lassene Mitwirkung des Auftraggebers entstandenen Mehraufwendungen 
und auf Ersatz des verursachten Schadens, und zwar auch dann, wenn 
PKF von dem Kündigungsrecht keinen Gebrauch macht. 

4.5. Der Auftraggeber steht dafür ein, dass die im Rahmen des Auftrages von 
PKF gefertigten Arbeitsergebnisse und -unterlagen, insbesondere Prü-
fungsberichte, Gutachten, Organisationspläne, Entwürfe, Zeichnungen, 
Aufstellungen und Berechnungen, einschließlich Massen- und Kostenbe-
rechnungen, nur für seine eigenen Zwecke verwendet werden. 

5. Weitergabe beruflicher Äußerungen und Auftragsergebnisse  

5.1. Die Weitergabe beruflicher Äußerungen von PKF an einen Dritten bedarf 
unabhängig vom Inhalt und Form der Äußerung der schriftlichen Zustim-
mung von PKF, soweit sich nicht bereits aus dem Auftragsinhalt die Ein-
willigung zur Weitergabe an einen bestimmten Dritten ergibt.  

5.2. Der Auftraggeber ist verpflichtet, zugunsten von PKF mit dem Dritten eine 
der Haftungsbegrenzungen gemäß Nr. 12., 14. und 16. entsprechende 
Vereinbarung über die Beschränkung der Haftung von PKF schriftlich zu 
vereinbaren und darin festzulegen, dass der Haftungshöchstbetrag eine 
Gesamtmaximalsumme für alle von der Haftungsbeschränkung erfassten 
Ansprüche ist.  

5.3. Gegenüber einem Dritten haftet PKF in jedem Fall nur bis zur Höhe der 
Haftungsbegrenzungen nach Nr. 12., 14. und 16. und nur unter der Vo-
raussetzung, dass die Vorgaben aus Nr. 5.1 vorliegen.  

5.4. Die Verwendung beruflicher Äußerungen von PKF zu Werbezwecken ist 
unzulässig. Bei einem Verstoß ist PKF unabhängig von der Geltendma-
chung sonstiger Ansprüche zur fristlosen Kündigung aller noch nicht 
durchgeführten Aufträge des Auftraggebers berechtigt. 

6. Grundsatz der Schriftform 

6.1. Ergebnisse und Auskünfte sind von PKF schriftlich oder in Textform dar-
zustellen. Für mündliche Auskünfte und Ratschläge haftet PKF nur, inso-
weit sie schriftlich bestätigt werden, sodass dann nur die schriftliche Dar-
stellung maßgebend ist.   

6.2. Bei Prüfungsaufträgen wird der Bericht, soweit nichts anderes vereinbart 
ist, schriftlich erstattet. 

6.3. Mündliche Erklärungen und Auskünfte von PKF Mitarbeitern außerhalb 
des erteilten Auftrages sind stets unverbindlich. 

6.4. Eine abweichende oder abändernde Vereinbarung der in diesen Auf-
tragsbedingungen enthaltenen Schriftformerfordernisse bedarf der Schrif t-
form.  

7. Aufbewahrung und Herausgabe von Unterlagen 

7.1. PKF bewahrt die im Zusammenhang mit der Durchführung  eines Auftra-
ges ihr übergebenen und die von ihr selbst angefertigten Unterlagen so-
wie den über den Auftrag geführten Schriftwechsel zehn Jahre auf.   

7.2. Nach Befriedigung ihrer Ansprüche aus dem Auftrag hat PKF auf Verlan-
gen des Auftraggebers alle Unterlagen herauszugeben, die sie aus An-
lass ihrer Tätigkeit für den Auftrag von diesem oder für diesen erhalten 
hat. Dies gilt jedoch nicht für den Schriftwechsel zwischen PKF und ihrem 
Auftraggeber und für die Schriftstücke, die dieser bereits in Urschrift oder 
Abschrift besitzt. PKF kann von Unterlagen, die sie an den Auftraggeber 
zurückgibt, Abschriften oder Fotokopien anfertigen und zurückbehalten. 

8. Verschwiegenheitsverpflichtung und Datenschutz 

8.1. PKF ist nach Maßgabe der Gesetze verpflichtet, über alle Tatsachen, die 
ihr im Zusammenhang mit ihrer Tätigkeit für den Auftraggeber bekannt 
werden, Stillschweigen zu bewahren, gleichviel, ob es sich dabei um den 
Auftraggeber selbst oder dessen Geschäftsverbindungen handelt, es sei 
denn, dass der Auftraggeber PKF von dieser Schweigepflicht entbindet. 

8.2. Berichte, Gutachten und sonstige schriftliche Äußerungen über die Er-
gebnisse ihrer Tätigkeit darf PKF Dritten nur mit Einwilligung des Auftrag-
gebers aushändigen. 

8.3. PKF ist selbst oder durch Dritte zur Speicherung, Nutzung und Verarbei-
tung der ihr im Rahmen des Auftrags anvertrauten personenbezogenen 
Daten berechtigt, sofern dies zur Durchführung des Auftrages erforderlich 
ist. 

8.4. PKF ist international und national dem PKF-Netzwerk, einem Netzwerk 
eigenständiger und rechtlich unabhängiger Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaften, angeschlossen und kann erforderlichenfalls auf die Kompeten-
zen und Kapazitäten im PKF-Netzwerk zurückgreifen. PKF und die Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaften im PKF-Netzwerk werden deshalb eine 
Prüfung durchführen, ob der Neuannahme von Mandanten schon beste-
hende Mandatsbeziehungen entgegenstehen könnten ("conflict of inte-
rest"). Hierfür werden der Name des Auftraggebers und die für die Identi-
fizierung erforderlichen Daten (Firma, Branche) und die Art der Beauftra-
gung auf Datenbanken des PKF-Netzwerks gespeichert. Sofern PKF in 
Abstimmung mit dem Auftraggeber bei der Durchführung des Auftrages 
mit Mitgliedern des PKF-Netzwerks zusammenarbeitet, ist PKF befugt, 
darüber hinausgehende Informationen, die für die Bearbeitung des Auf-
trages erforderlich sind, weiterzugeben. Dies gilt auch entsprechend für 
eine mit dem Auftraggeber abgestimmte Zusammenarbeit von PKF mit 
Dritten.   

8.5. Im Rahmen gesetzlich vorgeschriebener oder freiwilliger Qualitätskontrol-
len/Peer Reviews (Überprüfung des Qualitätssicherungssystems durch 
externe Wirtschaftsprüfer) ist PKF berechtigt, aus gesetzlichen Gründen 
zur Verschwiegenheit verpflichteten Personen, Auskünfte zu erteilen und 
Aufzeichnungen und Unterlagen, die aus gesetzlichen Gründen zur 
ordnungsmäßigen Dokumentation der Auftragsdurchführung anzufertigen 
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 sind, vorzulegen. Dies kann auch Auskünfte, Aufzeichnungen und 

Unterlagen zu diesem Auftrag betreffen. 
8.6. Der Auftraggeber entbindet PKF hinsichtlich Nr. 8.4 und 8.5 von der 

Verschwiegenheitspflicht.  

9. Übermittlung in elektronischer Form 

9.1. PKF empfängt und übermittelt bei Bedarf Informationen und Dokumente 
per E-Mail, sofern der Auftraggeber durch Angabe seiner E-Mail-Adresse 
den Zugang eröffnet und im Einzelfall einer elektronischen Übermittlung 
nicht widersprochen hat.  

9.2. Zur Vermeidung einer unbefugten Kenntnisnahme, Veränderungen oder 
Vernichtung der übermittelten oder empfangenen Daten durch Dritte bie-
tet PKF eine dem Stand der Technik entsprechende Verschlüsselungs-
software an. 

9.3. Sollten sich Dritte unbefugt Zugang zu den übermittelten oder empfange-
nen Daten verschaffen, diese vernichten oder verändern, haftet PKF nicht 
für Schäden die dem Auftraggeber oder Dritten durch die Übermittlung in 
elektronischer Form entstehen. 

II. Gesetzliche Abschlussprüfung 

10. Umfang und Inhalt des Auftrages 

10.1. Der Auftrag erstreckt sich, soweit er nicht ausdrücklich darauf gerichtet 
ist, nicht auf die Prüfung der Frage, ob die Vorschriften des Steuerrechts 
oder Sondervorschriften, wie z. B. die Vorschriften des Preis-, Wettbe-
werbsbeschränkungs- und Bewirtschaftungsrechts beachtet sind; das 
gleiche gilt für die Feststellung, ob Subventionen, Zulagen oder sonstige 
Vergünstigungen in Anspruch genommen werden können. Die Ausfüh-
rung eines Auftrages umfasst nur dann Prüfungshandlungen, die gezielt 
auf die Aufdeckung von Buchfälschungen und sonstigen Unregelmäßig-
keiten gerichtet sind, wenn sich bei der Durchführung von Prüfungen da-
zu ein Anlass ergibt oder dies ausdrücklich schriftlich vereinbart ist. 

10.2. PKF wird die Prüfung nach §§ 316 ff. HGB durchführen. Maßgebend für 
die Ausführung des Auftrages sind die vom Institut der Wirtschaftsprüfer 
in Deutschland e.V. (IDW) festgelegten deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Abschlussprüfung. Darüber hinaus baut der Prüfungsan-
satz auf internationalen Prüfungsstandards (International Standards on 
Auditing, ISA) auf, die in unserem PKF International Audit Manual festge-
legt sind. 

10.3. PKF wird die Prüfung so planen und durchführen, dass solche Unrichtig-
keiten oder Verstöße gegen gesetzliche Vorschriften oder die Satzung 
bzw. den Gesellschaftsvertrag mit hinreichender Sicherheit erkannt wer-
den, die sich auf die Darstellung des durch die Rechnungslegung unter 
Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung vermittelten 
Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken. 
Soweit dies der Sicherung der Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung 
dient, wird PKF die Verfahrensweisen bei der Buchführung zur Erstellung 
der Inventare und zur Ableitung der Rechnungslegung sowie die dabei 
angewendeten internen Kontrollen des Auftraggebers prüfen und beurtei-
len.  

10.4. Darüber hinaus wird sich die Prüfung von PKF, sofern es sich beim Auf-
traggeber um eine Aktiengesellschaft handelt, die Aktien mit amtlicher 
Notierung ausgegeben hat, gemäß § 317 Abs. 4 HGB auf das im Unter-
nehmen vorhandene Risikofrüherkennungssystem erstrecken, damit be-
urteilt werden kann, ob der Vorstand seinen Pflichten gemäß § 91 Abs. 2 
AktG nachgekommen ist. 

10.5. Der Auftraggeber gewährt PKF nach § 320 HGB unbeschränkten Zugang 
zu allen für die Prüfung erforderlichen Unterlagen und Informationen im 
Sinne von Nr. 4.2. Die Prüfungshandlungen werden wie berufsüblich in 
Stichproben durchgeführt. Damit besteht ein unvermeidbares Risiko, dass 
selbst wesentliche falsche Angaben oder andere Unrichtigkeiten (z. B. 
Unterschlagungen) unentdeckt bleiben.  

10.6. Die Prüfung schränkt die Verantwortlichkeit der gesetzlichen Vertreter des 
zu prüfenden Unternehmens für den Jahresabschluss unter Einbeziehung 
der Buchführung und des Lageberichts nicht ein. Über Art und Umfang 
sowie über das Ergebnis der Prüfung wird PKF in berufsüblichem Umfang 
und nach gesetzlicher Vorschrift (§ 321 HGB) berichten. Die Form der 
Berichterstattung erfolgt nach Maßgabe der vom IDW festgelegten 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Berichterstattung.  

10.7. Eine nachträgliche Änderung oder Kürzung des durch PKF geprüften und 
mit einem Bestätigungsvermerk versehenen Abschlusses oder Lagebe-
richts bedarf, auch wenn eine Veröffentlichung nicht stattfindet, der 
schriftlichen Einwilligung von PKF. Hat PKF einen Bestätigungsvermerk 
nicht erteilt, so ist ein Hinweis auf die durch PKF durchgeführte Prüfung 
im Lagebericht oder an anderer für die Öffentlichkeit bestimmter Stelle 
nur mit schriftlicher Einwilligung PKF und mit dem von ihr genehmigten 
Wortlaut zulässig. 

10.8. Widerruft PKF den Bestätigungsvermerk, so darf der Bestätigungsver-
merk nicht weiterverwendet werden. Unabhängig davon, ob der Auftrag-
geber den Bestätigungsvermerk bereits verwendet hat, ist er auf Verlan-
gen von PKF verpflichtet, den Widerruf in der von ihr geforderten Art und 
Weise bekannt zugeben und sämtliche Berichtsausfertigungen zurückzu-
führen. 

10.9. Der Auftraggeber erhält fünf Berichtsausfertigungen. Der Auftraggeber 
kann gegen Aufwendungsersatz weitere Ausfertigungen verlangen. 

11. Offenlegung 

11.1. Der Auftraggeber ist verpflichtet, den Jahresabschluss und ggf. auch den 
Lagebericht sowie ggf. weitere Unterlagen in elektronischer Form offenzu-
legen.  

11.2. Sofern der Auftraggeber und PKF dies ausdrücklich im Auftragsschreiben 
oder nachträglich vereinbart haben, wird PKF den Jahresabschluss und 
ggf. den Lagebericht nach den inhaltlichen Vorgaben des Auftraggebers 
und unter Beachtung der gesetzlichen Mindestanforderungen kürzen und 
dem Auftraggeber zusammen mit dem Bestätigungsvermerk in einer für 
Offenlegungszwecke geeigneten Dateiform zur Verfügung stellen. 

11.3. Sollte der Auftraggeber den Jahresabschluss und ggf. den Lagebericht 
selbst kürzen, wird PKF nur bei ausdrücklicher Vereinbarung im Auftrags-
schreiben prüfen und bescheinigen, dass der Auftraggeber die Kürzung in 
berechtigter und zulässiger Art und Weise vorgenommen hat.  

12. Haftungsbeschränkung 

12.1. Für gesetzlich vorgeschriebene Prüfungen gilt die Haftungsbeschränkung 
des § 323 Abs. 2 HGB. 

12.2. Die Haftungsbeschränkung aus Nr. 12.1 gilt auch dann, wenn eine Haf-
tung gegenüber einer anderen Person als dem Auftraggeber begründet 
sein sollte. 

III. Rechtliche Beratungsleistungen 

13. Umfang und Inhalt des Auftrages 

13.1. Der Auftragsinhalt und -umfang wird zwischen PKF und dem Auftragge-
ber grundsätzlich in Form eines Auftragsschreibens sowie einer schriftli-
chen Vergütungsvereinbarung festgelegt. Der Auftraggeber wird darauf 
hingewiesen, dass im Rahmen der Vergütungsvereinbarung eine höhere 
als die gesetzliche Vergütung schriftlich vereinbart werden kann. 

13.2. Gegenstand des Auftragsschreibens kann auch die befristete oder unbe-
fristete allgemeine Beratungstätigkeit (Dauerberatung) sein, die im Einzel-
fall vom Auftraggeber durch eine Anfrage oder Mitteilung konkretisiert 
wird. In diesen Fällen gelten die im Auftragsschreiben vereinbarten Rege-
lungen sowie die im Auftragsschreiben enthaltene schriftliche Vergü-
tungsvereinbarung. 

13.3. PKF ist berechtigt, sowohl bei der Beratung in Einzelfragen als auch im 
Falle der Dauerberatung die vom Auftraggeber genannten Tatsachen als 
richtig und vollständig zugrunde zu legen, hat den Auftraggeber jedoch 
auf festgestellte Unrichtigkeiten hinzuweisen.  

13.4. Beratungsaufträge umfassen nicht die zur Wahrung von Fristen erforder-
lichen Handlungen, es sei denn, dass PKF hierzu ausdrücklich den Auf-
trag übernommen hat. In diesem Falle hat der Auftraggeber alle für die 
Wahrung von Fristen wesentlichen Unterlagen so rechtzeitig vorzulegen, 
dass PKF eine angemessene Bearbeitungszeit zur Verfügung steht.  

14. Haftungsbeschränkung 

14.1. Falls keine schriftliche Regelung im Einzelfall besteht, ist die Haftung von 
PKF für Schadensersatzansprüche jeder Art, mit Ausnahme von Schäden 
aus der Verletzung von Leben, Körper und Gesundheit, bei einem einfach 
fahrlässig verursachten einzelnen Schadensfall gemäß § 52 Abs. 1 Nr. 2 
BRAO auf 10 Mio. € beschränkt; dies gilt auch dann, wenn eine Haftung 
gegenüber einer anderen Person als dem Auftraggeber begründet sein 
sollte.  

14.2. Ein einzelner Schadensfall ist auch bezüglich eines aus mehreren Pflicht-
verletzungen stammenden einheitlichen Schadens gegeben. Der einzelne 
Schadensfall umfasst sämtliche Folgen einer Pflichtverletzung ohne 
Rücksicht darauf, ob Schäden in einem oder in mehreren aufeinander fol-
genden Jahren entstanden sind. Dabei gilt mehrfaches auf gleicher oder 
gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen als einheitli-
che Pflichtverletzung, wenn die betreffenden Angelegenheiten miteinan-
der in rechtlichem oder wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. In die-
sem Fall kann PKF nur bis zur Höhe von 12,5 Mio. € in Anspruch ge-
nommen werden. 

IV. Steuerberatung/ Freiwillige Abschlussprüfung/ Sonstige Leistungen 

15. Umfang und Inhalt des Auftrages  

15.1. Der Auftragsinhalt und -umfang wird zwischen PKF und dem Auftragge-
ber grundsätzlich in Form eines Auftragsschreibens sowie in einer schrift-
lichen Vergütungsvereinbarung festgelegt. Der Auftraggeber wird darauf 
hingewiesen, dass im Rahmen der Vergütungsvereinbarung eine höhere 
oder niedrigere als die gesetzliche Vergütung schriftlich vereinbart wer-
den kann. 

15.2. Gegenstand des Auftragsschreibens kann auch die befristete oder unbe-
fristete allgemeine Beratungstätigkeit (Dauerberatung) sein, die im Einzel-
fall vom Auftraggeber durch eine Anfrage oder Mitteilung konkretisiert 
wird. In diesen Fällen gelten die im Auftragsschreiben vereinbarten Rege-
lungen samt einer etwaigen schriftlichen Vergütungsvereinbarung.  

15.3. Für die freiwillige Abschlussprüfung gelten die Nr. 10. und 11. entspre-
chend. 

15.4. Soweit auch die Ausarbeitung der Umsatzsteuerjahreserklärung verein-
bart wurde, gehört dazu nicht die Überprüfung etwaiger besonderer 
buchmäßiger Voraussetzungen sowie die Frage, ob alle in Betracht kom-
menden umsatzsteuerlichen Vergünstigungen wahrgenommen worden 
sind. Eine Gewähr für die vollständige Erfassung der Unterlagen zur Gel-
tendmachung des Vorsteuerabzuges wird nicht übernommen. 

15.5. PKF ist berechtigt, sowohl bei der Beratung in Einzelfragen als auch im 
Falle der Dauerberatung die vom Auftraggeber genannten Tatsachen, 
insbesondere Zahlenangaben, als richtig und vollständig zugrunde zu le-
gen, hat den Auftraggeber jedoch auf festgestellte Unrichtigkeiten hinzu-
weisen.  

15.6. Beratungsaufträge umfassen nicht die zur Wahrung von Fristen erforder-
lichen Handlungen, es sei denn, dass PKF hierzu ausdrücklich den Auf-
trag übernommen hat. In diesem Falle hat der Auftraggeber alle für die 
Wahrung von Fristen wesentlichen Unterlagen, insbesondere Steuerbe-
scheide, so rechtzeitig vorzulegen, dass PKF eine angemessene Bearbei-
tungszeit zur Verfügung steht.  

16. Haftungsbeschränkung 

16.1. Falls keine schriftliche Regelung im Einzelfall besteht, ist die Haftung von 
PKF für Schadensersatzansprüche jeder Art, mit Ausnahme von Schäden 
aus der Verletzung von Leben, Körper und Gesundheit, bei einem durch 
einfache Fahrlässigkeit verursachten einzelnen Schadensfall entspre-
chend § 54a Abs. 1 Nr. 2 WPO und § 67a Abs. 1 Nr. 2 StBerG auf 
10 Mio. € beschränkt; dies gilt auch dann, wenn eine Haftung gegenüber 
einer anderen Person als dem Auftraggeber begründet sein sollte.  

16.2. Ziffer 14.2 gilt entsprechend. 


